Die Gewerbesteuer in Deutschland: 
Grundlagen, Bedeutung und 
Herausforderungen 


Abstract 


Die Gewerbesteuer ist eine der wichtigsten Einnahmequellen der deutschen Kommunen und 
ein zentraler Bestandteil des deutschen Steuerrechts. Dieses Paper analysiert die historischen 
Ursprünge, die gesetzliche Ausgestaltung sowie die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Implikationen der Gewerbesteuer. Dabei werden aktuelle Herausforderungen, wie die 
Besteuerung der digitalen Wirtschaft und die Diskussion um eine Reform der Gewerbesteuer, 
kritisch beleuchtet. Der Beitrag schließt mit einem Ausblick auf mögliche Entwicklungen. 
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1. Einführung 


Die Gewerbesteuer ist eine der ältesten Steuern in Deutschland. Ihre Ursprünge reichen bis ins 
19. Jahrhundert zurück, als Kommunen begannen, Unternehmen für die Nutzung der lokalen 


Infrastruktur zu besteuern. Heute ist sie die wichtigste Einnahmequelle der Kommunen und trägt 
maßgeblich zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben bei. 


Die Bedeutung der Gewerbesteuer liegt nicht nur in ihrem finanziellen Volumen, sondern auch 
in ihrer Funktion als Instrument zur Steuerung wirtschaftlicher Aktivitäten. Kommunen können 
über die Hebesätze Einfluss auf die Standortattraktivität nehmen. Dennoch ist die Steuer 
Gegenstand anhaltender Kontroversen. Ihre Struktur wird als wachstumshemmend kritisiert, 
und die Globalisierung stellt das bestehende System vor neue Herausforderungen. 


2. Historische Entwicklung 


Die Gewerbesteuer hat ihre Wurzeln im 19. Jahrhundert, als die Industrialisierung Deutschland 
nachhaltig veränderte. In einer Zeit, in der Städte zunehmend zu Zentren wirtschaftlicher 
Aktivität wurden, stellte sich die Frage, wie Kommunen die Infrastrukturfinanzierung und 
städtischen Entwicklungsbedarfe sicherstellen konnten. Die Einführung einer speziellen Steuer 
für Gewerbetreibende erfolgte zunächst auf kommunaler Ebene und zielte darauf ab, die Kosten 
der urbanen Entwicklung gerecht zu verteilen. 


2.1. Erste Ansätze und lokale Experimente 


Die ersten Formen der Gewerbesteuer entstanden in einzelnen Städten wie Frankfurt am Main 
und Köln. Diese frühen Ansätze waren stark von lokalen Bedürfnissen geprägt und basierten oft 
auf pauschalen Abgaben, die den wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens nur unzureichend 
berücksichtigten. Gleichzeitig wurden Grundsteuern und andere Abgaben erhoben, die teilweise 
als ungerecht empfunden wurden, da sie nicht die tatsächliche wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
widerspiegelten. Kommunen experimentierten mit verschiedenen Modellen, um eine faire 
Besteuerung sicherzustellen und gleichzeitig wirtschaftliches Wachstum nicht zu behindern. 


2.2. Die Einführung auf Reichsebene (1391) 


Mit der Reichssteuerreform von 1891 wurde die Gewerbesteuer als eigenständige Steuerform 
erstmals deutschlandweit eingeführt. Ziel war es, die Finanzierung der Kommunen auf eine 
stabilere und breitere Basis zu stellen. Der Fokus lag dabei auf der Erhebung von Abgaben, die 
sowohl die Größe als auch die Ertragskraft eines Unternehmens berücksichtigten. Zu den 
Bemessungsgrundlagen gehörten nicht nur Gewinne, sondern auch andere Indikatoren wie der 
Lohnaufwand und die Nutzung von Grundbesitz. Dieses mehrdimensionale Modell sollte eine 
gerechtere Verteilung der Steuerlast gewährleisten. 


Die Gewerbesteuer war dabei von Anfang an mehr als nur eine Einnahmequelle. Sie wurde 
auch als Instrument der Steuerung und Regulierung gesehen. Besonders in wachsenden 
Städten sollte die Steuer Unternehmen zur Verantwortung ziehen, die von der städtischen 
Infrastruktur profitierten, ohne direkt zu deren Erhalt beizutragen. Diese Idee des Beitrags zur 
lokalen Gemeinschaft blieb ein prägendes Merkmal der Gewerbesteuer. 


2.3. Konsolidierung und Reformen in der Weimarer Republik 


Nach dem Ersten Weltkrieg und während der Weimarer Republik erlebte die Gewerbesteuer 
eine erste Phase tiefgreifender Reformen. Die zunehmende wirtschaftliche Unsicherheit, 
ausgelöst durch Hyperinflation und politische Instabilität, machte eine Anpassung der Steuer 
notwendig. Ziel war es, die Einnahmen der Kommunen zu stabilisieren und gleichzeitig die 
Steuerlast fair zu verteilen. In dieser Zeit wurde die Gewerbesteuer zunehmend als Ausdruck 
kommunaler Eigenständigkeit wahrgenommen. Viele Gemeinden passten die Hebesätze an ihre 
individuellen finanziellen Bedürfnisse an, was jedoch zu einer Fragmentierung des Steuerrechts 
führte. 


Ein entscheidender Wendepunkt war die Einführung des "Gewerbesteuergesetzes von 1936" 
durch die nationalsozialistische Regierung. Ziel dieser Reform war es, die Steuer effizienter zu 
gestalten und ihre Struktur zu vereinheitlichen. Zugleich wurden zentrale 
Steuerungsmechanismen eingeführt, darunter die Trennung zwischen Gewinnbesteuerung und 
pauschalen Hinzurechnungen. Diese Reform war ein Meilenstein in der Entwicklung der 
Gewerbesteuer, da sie erstmals die Grundlagen für das heutige System schuf. 


2.4. Nachkriegszeit und Modernisierung 


Nach dem Zweiten Weltkrieg stand Deutschland vor der Herausforderung, ein zerstörtes 
Wirtschaftssystem wieder aufzubauen. Die Gewerbesteuer spielte dabei eine Schlüsselrolle. Sie 
wurde im Zuge der Steuerreform von 1950 neu geordnet, wobei das Ziel darin bestand, eine 
stabile Einnahmequelle für die Kommunen zu schaffen. Gleichzeitig sollten Unternehmen nicht 
übermäßig belastet werden, um das wirtschaftliche Wachstum nicht zu gefährden. 


Ein entscheidender Punkt war die Abschaffung bestimmter früherer Bemessungsgrundlagen wie 
der Besteuerung des Lohnaufwands. Dies trug dazu bei, die Steuer moderner und 
unternehmensfreundlicher zu gestalten. Die Einführung der einheitlichen Steuermesszahl auf 
Bundesebene war ein weiterer Fortschritt, der eine vergleichbare Steuerlast zwischen den 
Kommunen ermöglichen sollte. 


2.5. Reformdiskussionen ab den 1970er Jahren 


In den 1970er Jahren geriet die Gewerbesteuer zunehmend in die Kritik. Insbesondere die 
wirtschaftlichen Herausforderungen der Ölkrisen und der Strukturwandel führten zu einer 
intensiven Diskussion über die Belastung der Unternehmen. Kritiker argumentierten, dass die 
Steuer in ihrer bestehenden Form Investitionen hemme und insbesondere kleine Unternehmen 
übermäßig belaste. 


Gleichzeitig gab es Versuche, die Steuer gerechter zu gestalten. Die Einführung von 
Hinzurechnungen, wie beispielsweise für Finanzierungsaufwendungen, zielte darauf ab, eine 
Verzerrung zugunsten hochverschuldeter Unternehmen zu vermeiden. Diese Reformen waren 
jedoch umstritten, da sie die Komplexität der Steuer weiter erhöhten. 


2.6. Die Gewerbesteuer im 21. Jahrhundert 


Mit Beginn des 21. Jahrhunderts erlebte die Gewerbesteuer eine erneute 
Modernisierungsphase. Die Herausforderungen der Globalisierung und Digitalisierung machten 
eine Anpassung der Besteuerungsgrundlagen notwendig. Unternehmen mit digitalisierten 
Geschäftsmodellen, die keine physische Präsenz in einer Gemeinde hatten, konnten sich der 
Gewerbesteuer oft entziehen. Dies führte zu einem erheblichen Einnahmeverlust für die 
Kommunen und brachte die Forderung nach einer umfassenden Reform der Steuer auf die 
politische Agenda. 


In den letzten Jahren hat die Diskussion um eine mögliche Abschaffung der Gewerbesteuer an 
Fahrt aufgenommen. Alternativmodelle wie die Einführung einer kommunalen Gewinnsteuer 
oder die Integration in die Körperschaftsteuer werden kontrovers debattiert. Trotz dieser 
Herausforderungen bleibt die Gewerbesteuer eine der wichtigsten Einnahmequellen der 
deutschen Kommunen und ein prägender Bestandteil des föderalen Systems. 


3. Rechtliche Ausgestaltung 


Die Gewerbesteuer ist eine der am detailliertesten geregelten Steuerarten im deutschen 
Steuerrecht. Ihre gesetzliche Grundlage bildet das Gewerbesteuergesetz (GewStG), das durch 
weitere Bestimmungen im Einkommensteuergesetz (EStG) und Körperschaftsteuergesetz 
(KStG) ergänzt wird. Die rechtliche Ausgestaltung der Gewerbesteuer umfasst die Festlegung 
der Bemessungsgrundlage, die Ermittlung des Steuermessbetrags, die Hebesatzautonomie der 
Kommunen und Regelungen zur Steuerpflicht. 


3.1. Steuerpflicht 


Die Gewerbesteuerpflicht gilt für alle inländischen Gewerbebetriebe. Nach 8 2 GewStG umfasst 
dies Einzelunternehmen, Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften, die eine 
nachhaltige, auf Gewinnerzielung gerichtete Tätigkeit ausüben. Die Steuerpflicht erstreckt sich 
dabei auf den Gewerbeertrag, der innerhalb Deutschlands erzielt wird. Dies schließt auch 
Betriebsstätten ein, die von ausländischen Unternehmen unterhalten werden. 


Von der Gewerbesteuer befreit sind gemäß $ 3 GewStG bestimmte Unternehmen und 
Einrichtungen, wie beispielsweise gemeinnützige Organisationen, Berufsstände wie Ärzte oder 
Freiberufler sowie land- und forstwirtschaftliche Betriebe. Die Abgrenzung zwischen 
steuerpflichtigen Gewerbebetrieben und steuerfreien Tätigkeiten führt in der Praxis regelmäßig 
zu Streitigkeiten und rechtlichen Auseinandersetzungen, insbesondere bei Mischbetrieben. 


3.2. Bemessungsgrundlage 


Die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer ist der Gewerbeertrag, der sich aus dem 
Gewinn des Unternehmens ergibt. Dieser wird nach den Vorschriften des Einkommensteuer- 


oder Körperschaftsteuergesetzes ermittelt und durch gewerbesteuerspezifische 
Hinzurechnungen und Kürzungen angepasst. 


3.2.1. Hinzurechnungen 


Die Hinzurechnungen gemäß 8 8 GewStG dienen dazu, bestimmte Kostenarten, die bei der 
Einkommen- oder Körperschaftsteuer abziehbar sind, anteilig wieder in die 
Bemessungsgrundlage einzubeziehen. Dazu zählen insbesondere: 


e Zinsen und Finanzierungsaufwendungen: 25 % der Zinsen für Fremdkapital werden 
der Bemessungsgrundlage hinzugerechnet. 

e Mieten und Pachten: Ein Teil der Miet- und Pachtaufwendungen für bewegliche und 
unbewegliche Wirtschaftsgüter fließt ebenfalls in die Bemessungsgrundlage ein. 

e Gewinnanteile aus Beteiligungen: Für Unternehmen, die an anderen 
gewerbesteuerpflichtigen Betrieben beteiligt sind, werden die anteiligen Erträge 
hinzugerechnet, um Doppelbegünstigungen zu vermeiden. 


Diese Regelungen sollen verhindern, dass Unternehmen durch eine hohe Fremdfinanzierung 
ihre Steuerlast ungebührlich reduzieren. Kritiker bemängeln jedoch, dass die Hinzurechnungen 
vor allem kapitalintensive Unternehmen belasten. 


3.2.2. Kürzungen 


Die Kürzungen gemäß 8 9 GewStG zielen darauf ab, bestimmte Elemente aus der 
Bemessungsgrundlage herauszunehmen, die nicht dem eigentlichen Gewerbeertrag 
zuzurechnen sind. Dazu gehören unter anderem: 


e Gewinne aus ausländischen Betriebsstätten: Diese werden vollständig gekürzt, um 
eine Doppelbesteuerung zu vermeiden. 

e Miet- und Pachteinnahmen aus Grundbesitz: Solche Einnahmen werden teilweise 
gekürzt, wenn sie nicht direkt mit dem Gewerbebetrieb in Zusammenhang stehen. 

e Beteiligungserträge: Gewinnanteile aus bestimmten Beteiligungen können gekürzt 
werden, sofern sie bereits anderweitig besteuert wurden. 


Die Hinzurechnungen und Kürzungen machen die Gewerbesteuer besonders komplex und 
führen zu einem hohen Verwaltungsaufwand. Unternehmen sind oft gezwungen, externe 
Berater hinzuzuziehen, um ihre Steuerlast korrekt zu ermitteln. 


3.3. Der Steuermessbetrag 


Der Steuermessbetrag wird durch Multiplikation des Gewerbeertrags mit einer 
bundeseinheitlichen Steuermesszahl von 3,5 % berechnet (8 11 GewStG). Diese Regelung 
gewährleistet, dass die Bemessungsgrundlage deutschlandweit einheitlich behandelt wird. Der 
Steuermessbetrag bildet die Grundlage für die Anwendung des kommunalen Hebesatzes, 
wodurch die individuelle Steuerlast für jedes Unternehmen festgelegt wird. 


Eine Besonderheit ist der Freibetrag für Einzelunternehmen und Personengesellschaften. Nach 
8 11 Abs. 1 Nr. 1 GewStG steht ihnen ein Freibetrag von 24.500 Euro zu, um kleine Betriebe zu 
entlasten. Kapitalgesellschaften hingegen profitieren nicht von einem Freibetrag, was mit ihrer 
grundsätzlich größeren Ertragskraft begründet wird. 


3.4. Der Hebesatz 


Der Hebesatz ist ein zentrales Element der Gewerbesteuer, da er den Kommunen 
Gestaltungsspielraum bietet. Nach $ 16 GewStG legen die Städte und Gemeinden den 
Hebesatz eigenständig fest, wobei er mindestens 200 % betragen muss. Tatsächlich variieren 
die Hebesätze erheblich: Während wirtschaftsstarke Städte wie München oder Frankfurt am 
Main Hebesätze von über 490 % aufweisen, setzen strukturschwache Gemeinden häufig 
niedrigere Sätze an, um Unternehmen anzuziehen. 


Diese Hebesatzautonomie führt zu einem intensiven Standortwettbewerb zwischen den 
Kommunen. Unternehmen berücksichtigen die Gewerbesteuer bei der Standortwahl, was dazu 
führt, dass finanzschwache Kommunen gezwungen sind, ihre Hebesätze niedrig zu halten, um 
konkurrenzfähig zu bleiben. Gleichzeitig kann ein hoher Hebesaitz in finanzstarken Städten dazu 
führen, dass Unternehmen abwandern. 


3.5. Anrechnung auf die Einkommensteuer 


Ein Alleinstellungsmerkmal der Gewerbesteuer ist ihre teilweise Anrechnung auf die 
Einkommensteuer. Seit 2008 können Einzelunternehmer und Mitunternehmer von 
Personengesellschaften die Gewerbesteuer bis zu einem Anrechnungssatz von 4,0 % auf ihre 
Einkommensteuerlast anrechnen (8 35 EStG). Diese Regelung soll die steuerliche Belastung 
dieser Unternehmensformen relativieren und die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
Kapitalgesellschaften verbessern. Kritiker bemängeln jedoch, dass die Anrechnung die 
Komplexität des Steuersystems weiter erhöht. 


3.6. Verteilung und Verwendung der Einnahmen 


Die Einnahmen aus der Gewerbesteuer stehen ausschließlich den Kommunen zu, was sie zu 
einer der wichtigsten Finanzierungsquellen macht. Die Mittel werden zur Finanzierung 
kommunaler Aufgaben eingesetzt, darunter Infrastrukturprojekte, Bildungseinrichtungen und 
soziale Dienstleistungen. Aufgrund der starken Abhängigkeit vieler Kommunen von der 
Gewerbesteuer stehen sie unter Druck, eine stabile und möglichst wachsende Einnahmequelle 
sicherzustellen. 


Gleichzeitig führt die starke Abhängigkeit von der Gewerbesteuer zu erheblichen 
Schwankungen in den kommunalen Einnahmen, da sie eng mit der wirtschaftlichen Entwicklung 
verknüpft ist. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten sinken die Gewerbesteuereinnahmen oft 
drastisch, was Kommunen vor große Herausforderungen stellt. 


4. Ökonomische und gesellschaftliche Bedeutung 


Die Gewerbesteuer ist von zentraler Bedeutung für die Finanzierung der kommunalen 
Selbstverwaltung und damit ein wesentliches Element des föderalen Systems in Deutschland. 
Sie stellt nicht nur eine der größten Einnahmequellen der Kommunen dar, sondern hat auch 
weitreichende wirtschaftliche und gesellschaftliche Implikationen. In ihrer Funktion als örtliche 
Steuer beeinflusst sie sowohl die Standortentscheidungen von Unternehmen als auch die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinden. 


4.1. Bedeutung als Einnahmequelle der Kommunen 


Die Gewerbesteuer trägt maßgeblich zur finanziellen Unabhängigkeit der deutschen Kommunen 
bei. Im Jahr 2023 machte sie etwa 35 % der kommunalen Steuereinnahmen aus und war damit 
die wichtigste originäre Steuerquelle. Diese Einnahmen ermöglichen es den Städten und 
Gemeinden, ihre verfassungsmäßig garantierte Selbstverwaltung zu finanzieren und ihre 
Aufgaben in den Bereichen Bildung, Infrastruktur, soziale Dienste und Kultur zu erfüllen. 


4.1.1. Stabilität und Schwankungen 


Die Gewerbesteuer ist allerdings eine der volatilsten Steuerquellen der Kommunen. Da sie stark 
von der Wirtschaftslage abhängt, führen Konjunkturschwankungen häufig zu erheblichen 
Einnahmeausfällen. Dies wurde beispielsweise in der Finanzkrise 2008/2009 deutlich, als die 
Gewerbesteuereinnahmen bundesweit um bis zu 20 % einbrachen. Kommunen mit einer hohen 
Abhängigkeit von wenigen großen Unternehmen sind dabei besonders anfällig. Gleichzeitig 
profitieren sie in wirtschaftlich prosperierenden Zeiten überproportional von den steigenden 
Erträgen der Gewerbesteuerzahler. 


4.1.2. Unterschiede zwischen Kommunen 


Ein weiteres charakteristisches Merkmal der Gewerbesteuer ist die ungleiche Verteilung der 
Einnahmen. Finanzstarke Gemeinden in wirtschaftlichen Ballungsräumen wie München, 
Frankfurt oder Hamburg erzielen deutlich höhere Einnahmen als strukturschwache Regionen. 
Diese Disparitäten führen zu erheblichen Ungleichgewichten in der kommunalen Finanzkraft. 
Um diese Unterschiede zu reduzieren, gibt es den kommunalen Finanzausgleich, der darauf 
abzielt, schwächere Gemeinden finanziell zu unterstützen. Dennoch bleibt die Gewerbesteuer 
ein Motor für regionale Unterschiede. 


4.2. Einfluss auf den Standortwettbewerb 


Die Gewerbesteuer ist ein zentrales Element im Wettbewerb der Kommunen um Unternehmen 
und Investitionen. Da die Kommunen den Hebesatz eigenständig festlegen können, nutzen sie 
diesen Spielraum, um ihre Attraktivität für Unternehmen zu steigern. 


4.2.1. Hebesatz als Steuerungsinstrument 


Kommunen mit niedrigen Hebesätzen versuchen, sich als wirtschaftsfreundliche Standorte zu 
positionieren, während finanzstarke Kommunen häufig höhere Sätze erheben, um ihre 
Einnahmen zu maximieren. Dies führt zu einem intensiven Standortwettbewerb, der in einigen 
Fällen als „race to the bottom“ kritisiert wird. Strukturschwache Kommunen senken ihre 
Hebesätze oftmals so stark, dass sie ihre Einnahmen nicht mehr zur Deckung ihrer Ausgaben 
einsetzen können und auf Zuschüsse angewiesen sind. 


4.2.2. Auswirkungen auf Unternehmen 


Für Unternehmen spielt die Gewerbesteuer eine entscheidende Rolle bei der Standortwahl. 
Insbesondere für kleine und mittelständische Unternehmen (KMU), deren Gewinnmargen häufig 
begrenzt sind, kann die Steuerbelastung erheblich sein. Großunternehmen hingegen können 
durch geschickte Steuerplanung ihre Gewerbesteuerlast oft reduzieren, indem sie 
Betriebsstätten in Gemeinden mit niedrigen Hebesätzen ansiedeln. 


4.3. Belastung für Unternehmen 


Die Gewerbesteuer wird von vielen Unternehmen als Belastung wahrgenommen, da sie eine 
zusätzliche Abgabe darstellt, die unabhängig von der Ertragslage der Unternehmen gezahlt 
werden muss. Dies betrifft insbesondere die Hinzurechnungen, die zu einer Erhöhung der 
Steuerlast führen können. 


4.3.1. Belastung durch Hinzurechnungen 


Die Hinzurechnung bestimmter Betriebsausgaben wie Zinsen, Mieten und Pachten wird von 
vielen Unternehmen kritisiert, da sie dazu führen kann, dass Unternehmen eine hohe Steuerlast 
tragen, auch wenn sie keine Gewinne erwirtschaften. Insbesondere kapitalintensive Betriebe, 
wie beispielsweise Logistikunternehmen oder industrielle Produktionsstätten, sind hiervon 
betroffen. 


4.3.2. Wettbewerbsnachteile für KMU 


Kleine und mittelständische Unternehmen haben in der Regel weniger Möglichkeiten zur 
Steueroptimierung als Großunternehmen. Sie sind daher oft stärker von der Gewerbesteuer 
betroffen. Dies kann dazu führen, dass KMU in ihrer Wettbewerbsfähigkeit eingeschränkt 
werden, was langfristig negative Auswirkungen auf die lokale Wirtschaft haben kann. 


4.4. Gesellschaftliche Auswirkungen 


Die Gewerbesteuer hat nicht nur ökonomische, sondern auch gesellschaftliche Auswirkungen. 
Sie ist ein wichtiges Instrument zur Finanzierung Öffentlicher Leistungen, die den Bürgerinnen 
und Bürgern zugutekommen. 


4.4.1. Finanzierung öffentlicher Güter 


Mit den Einnahmen aus der Gewerbesteuer finanzieren Kommunen eine Vielzahl von Projekten, 
darunter Schulen, Kindergärten, Straßenbau und kulturelle Einrichtungen. Diese Investitionen 
tragen wesentlich zur Lebensqualität in den Gemeinden bei. Die Gewerbesteuer stellt somit 
eine direkte Verbindung zwischen der wirtschaftlichen Leistungskraft eines Unternehmens und 
dem Wohlstand der lokalen Bevölkerung her. 


4.4.2. Soziale Gerechtigkeit 


Die Gewerbesteuer wird häufig als Ausdruck sozialer Gerechtigkeit gesehen, da sie von 
Unternehmen verlangt, die von der lokalen Infrastruktur profitieren. Durch ihre Zahlungen leisten 
sie einen Beitrag zur Gemeinschaft, der über die direkten Arbeitsplätze hinausgeht. Kritiker 
bemängeln jedoch, dass diese Steuer in der Praxis nicht immer gerecht verteilt ist, da 
Großunternehmen oft Wege finden, ihre Steuerlast zu minimieren. 


4.5. Strukturwandel und Modernisierung 


Die Gewerbesteuer spielt auch eine wichtige Rolle im Strukturwandel vieler Kommunen. In 
ehemaligen Industriestandorten, die durch Abwanderung und Deindustrialisierung geprägt sind, 
fällt die Gewerbesteuer häufig weg. Dies zwingt Kommunen dazu, ihre Wirtschaftsstrukturen zu 
diversifizieren und neue Einnahmequellen zu erschließen. 


4.5.1. Bedeutung für strukturschwache Regionen 


In strukturschwachen Regionen, die oft von wenigen großen Unternehmen abhängig sind, hat 
die Gewerbesteuer eine besondere Bedeutung. Der Verlust eines einzigen Unternehmens kann 
dort gravierende Auswirkungen auf die kommunalen Einnahmen haben. Kommunen sind daher 
bestrebt, durch eine attraktive Steuerpolitik und gezielte Wirtschaftsförderung neue 
Unternehmen anzuziehen. 


4.5.2. Digitalisierung und Globalisierung 


Die Digitalisierung stellt das bestehende Gewerbesteuersystem vor neue Herausforderungen. 
Digitale Geschäftsmodelle ohne physische Präsenz in einer Gemeinde können sich der 
Gewerbesteuer oft entziehen. Dies führt zu Einnahmeverlusten und verstärkt die Notwendigkeit, 
das Steuersystem an die Anforderungen der modernen Wirtschaft anzupassen. 


5. Aktuelle Herausforderungen 


Die Gewerbesteuer steht im 21. Jahrhundert vor erheblichen Herausforderungen, die durch 
globale ökonomische Entwicklungen, technologischen Fortschritt und nationale Reformdebatten 
geprägt sind. Diese Entwicklungen stellen das bestehende System der Gewerbesteuer sowohl 
in seiner technischen Ausgestaltung als auch in seiner politischen und gesellschaftlichen 


Akzeptanz infrage. Im Mittelpunkt der Diskussionen stehen die Digitalisierung, die 
Globalisierung und die wachsende Ungleichheit zwischen den Kommunen. 


5.1. Digitalisierung und die Besteuerung digitaler Geschäftsmodelle 


Die Digitalisierung verändert die Wirtschaft grundlegend. Traditionelle Geschäftsmodelle 
weichen zunehmend digitalen Alternativen, die weniger stark an physische Standorte gebunden 
sind. Internationale Technologieunternehmen wie Amazon, Google oder Facebook generieren 
erhebliche Umsätze in Deutschland, ohne dabei eine umfangreiche physische Präsenz in den 
Kommunen zu unterhalten. Dies führt zu einer Entkopplung der Gewerbesteuereinnahmen von 
den wirtschaftlichen Aktivitäten in einer Gemeinde. 


5.1.1. Problem der Steuervermeidung 


Viele digitale Unternehmen nutzen globale Steuerstrukturen, um ihre Abgaben zu minimieren. 
Sie deklarieren Gewinne oft in Ländern mit niedrigen Steuersätzen, während die 
wirtschaftlichen Aktivitäten in Ländern mit höheren Steuern stattfinden. Diese Praxis stellt die 
Gewerbesteuer vor große Herausforderungen, da sie auf lokale Betriebsstätten angewiesen ist, 
um eine Besteuerung durchzuführen. Ohne physische Präsenz entfällt für viele Unternehmen 
die Pflicht zur Zahlung von Gewerbesteuer. 


5.1.2. Lösungsansätze 


Ein viel diskutierter Lösungsansatz ist die Einführung einer digitalen Betriebsstätte. Dieses 
Konzept würde es ermöglichen, die wirtschaftlichen Aktivitäten digitaler Unternehmen einer 
bestimmten Gemeinde zuzuordnen, selbst wenn keine physische Präsenz besteht. Darüber 
hinaus wird auf internationaler Ebene, beispielsweise in der OECD, an einer 
Mindestbesteuerung digitaler Geschäftsmodelle gearbeitet. Deutschland hat sich aktiv an 
diesen Diskussionen beteiligt, doch die Umsetzung gestaltet sich schwierig, da globale 
Konsensfindung oft langwierig ist. 


5.2. Globalisierung und Standortwettbewerb 


Die Globalisierung hat den Standortwettbewerb zwischen Kommunen und Ländern verschärft. 
Unternehmen haben heute mehr denn je die Möglichkeit, ihre Standorte frei zu wählen und 
dabei steuerliche Vorteile zu nutzen. Dies führt zu einem intensiven Wettbewerb zwischen 
Kommunen um Gewerbesteuerzahler. 


5.2.1. Steuerliche Anreize und Abwärtswettbewerb 


Ein zentraler Kritikpunkt ist der sogenannte "race to the bottom". Strukturschwache Kommunen 
senken ihre Hebesätze drastisch, um Unternehmen anzulocken, während finanzstarke 
Gemeinden ihre Hebesätze hochhalten können, ohne Unternehmen zu verlieren. Dies führt zu 
einer zunehmenden Polarisierung zwischen reichen und armen Kommunen. Die finanzielle 


Abhängigkeit von der Gewerbesteuer verstärkt diese Problematik, da viele Gemeinden keine 
Alternativen zur Kompensation von Einnahmeverlusten haben. 


5.2.2. Forderungen nach Reformen 


Einige Experten plädieren dafür, die Hebesatzautonomie der Kommunen einzuschränken, um 
den Standortwettbewerb zu entschärfen. Ein weiterer Vorschlag ist die Einführung eines 
bundesweit einheitlichen Mindesthebesatzes, der verhindern würde, dass Kommunen durch zu 
niedrige Steuersätze ihre Einnahmen langfristig gefährden. Kritiker solcher Reformen warnen 
jedoch, dass sie die kommunale Selbstverwaltung erheblich einschränken könnten. 


5.3. Ungleichheit zwischen den Kommunen 


Die Gewerbesteuer verstärkt die ohnehin bestehenden finanziellen Unterschiede zwischen den 
Kommunen. Während wirtschaftsstarke Städte wie München oder Frankfurt hohe Einnahmen 
aus der Gewerbesteuer erzielen, kämpfen ländliche und strukturschwache Regionen oft mit 
stagnierenden oder rückläufigen Einnahmen. Diese Disparitäten haben weitreichende Folgen 
für die Lebensqualität und die Investitionsmöglichkeiten in den betroffenen Gemeinden. 


5.3.1. Problem der Konzentration von Unternehmen 


Ein wesentlicher Grund für diese Ungleichheit ist die Konzentration von Unternehmen in 
wirtschaftlich attraktiven Regionen. Ballungsräume bieten eine bessere Infrastruktur, ein 
größeres Arbeitskräftepotenzial und eine höhere Lebensqualität, was Unternehmen anzieht. 
Ländliche Gemeinden hingegen verlieren oft ihre größten Steuerzahler durch Abwanderung 
oder Insolvenzen. 


5.3.2. Rolle des kommunalen Finanzausgleichs 


Der kommunale Finanzausgleich versucht, diese Ungleichheiten abzumildern, indem er 
Steuermittel umverteilt. Gemeinden mit hohen Gewerbesteuereinnahmen zahlen in den 
Ausgleich ein, während finanzschwache Gemeinden daraus profitieren. Kritiker argumentieren 
jedoch, dass dieser Mechanismus keine nachhaltige Lösung darstellt, da er die strukturellen 
Ursachen der Ungleichheit nicht beseitigt. Stattdessen wird oft gefordert, gezielt in die 
wirtschaftliche Entwicklung strukturschwacher Regionen zu investieren. 


5.4. Reformdruck und politische Debatten 


Die Gewerbesteuer ist seit Jahrzehnten Gegenstand intensiver Reformdebatten. Kritiker sehen 
sie als ineffizient, wachstumshemmend und ungerecht, während Befürworter ihre Bedeutung für 
die kommunale Selbstverwaltung und die Finanzierung öffentlicher Aufgaben betonen. 


5.4.1. Reformvorschläge 


Eine zentrale Forderung ist die Abschaffung der Gewerbesteuer und ihre Integration in die 
Körperschaftsteuer. Befürworter argumentieren, dass dies die Steuerbasis verbreitern und die 


steuerliche Belastung von Unternehmen vereinheitlichen würde. Eine weitere Option ist die 
Einführung einer kommunalen Gewinnsteuer, die unabhängig von der Unternehmensform 
erhoben werden könnte. 


5.4.2. Politische Widerstände 


Trotz zahlreicher Reformvorschläge bleibt die Gewerbesteuer weitgehend unverändert. Dies 
liegt vor allem an politischen Widerständen, da viele Kommunen auf die Einnahmen 
angewiesen sind und ihre Autonomie nicht aufgeben möchten. Darüber hinaus würde die 
Abschaffung der Gewerbesteuer erhebliche Umstellungen im Steuersystem erfordern, die mit 
politischen und administrativen Risiken verbunden sind. 


5.5. Nachhaltigkeit und Klimaschutz 


Ein zunehmend wichtiger Aspekt in der Diskussion um die Gewerbesteuer ist ihre Rolle bei der 
Förderung nachhaltiger wirtschaftlicher Aktivitäten. Kommunen könnten die Hebesätze gezielt 
dazu nutzen, nachhaltige Unternehmen zu fördern oder klimaschädliche Geschäftsmodelle 
stärker zu belasten. 


5.5.1. Förderung nachhaltiger Unternehmen 


Einige Kommunen haben bereits damit begonnen, Unternehmen mit nachhaltigen 
Geschäftsmodellen durch gezielte Hebesatzsenkungen zu unterstützen. Dies könnte als 
Instrument genutzt werden, um den Übergang zu einer nachhaltigeren Wirtschaft zu 
beschleunigen. 


5.5.2. Steuerliche Belastung umweltschädlicher Aktivitäten 


Gleichzeitig könnten klimaschädliche Aktivitäten durch höhere Hinzurechnungen oder 
spezifische Steuerzuschläge stärker belastet werden. Solche Maßnahmen müssten jedoch 
sorgfältig gestaltet werden, um nicht unbeabsichtigt Unternehmen abzuschrecken. 


6. Zukunftsperspektiven 


Die Zukunft der Gewerbesteuer steht vor dem Hintergrund von Digitalisierung, Globalisierung, 
Klimawandel und einem sich verändernden Wirtschaftsgefüge. Die Gewerbesteuer muss sich 
nicht nur diesen Herausforderungen anpassen, sondern auch ihre Rolle als verlässliche und 
faire Einnahmequelle für Kommunen bewahren. Im Folgenden werden mögliche Entwicklungen, 
Reformoptionen und neue Ansätze diskutiert. 


6.1. Reform der Gewerbesteuer 


Eine grundlegende Reform der Gewerbesteuer ist seit Jahren Gegenstand politischer 
Diskussionen. Die Meinungen darüber, wie eine solche Reform aussehen sollte, gehen jedoch 
weit auseinander. Einige Stimmen plädieren für eine vollständige Abschaffung, während andere 
sich für eine Weiterentwicklung des bestehenden Systems einsetzen. 


6.1.1. Abschaffung und Integration in die Körperschaftsteuer 


Ein oft diskutierter Ansatz ist die Abschaffung der Gewerbesteuer und ihre Integration in die 
Körperschaftsteuer. Dies würde die Steuerlast von Unternehmen vereinheitlichen und die 
Steuerverwaltung vereinfachen. Die Einnahmen der Kommunen könnten durch eine direkte 
Beteiligung an der Körperschaftsteuer gesichert werden. 


Befürworter argumentieren, dass eine solche Reform die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
als Wirtschaftsstandort stärken würde. Kritiker warnen jedoch, dass die kommunale 
Selbstverwaltung erheblich eingeschränkt würde. Zudem ist unklar, ob eine solche Lösung die 
Einnahmesituation der Kommunen stabilisieren könnte, da Körperschaftsteuern in Krisenzeiten 
ebenfalls stark schwanken. 


6.1.2. Beibehaltung und Modernisierung 


Eine andere Reformoption besteht in der Beibehaltung der Gewerbesteuer, jedoch mit 
erheblichen Anpassungen. Dazu gehören die Reduzierung der Hinzurechnungen, die 
Einführung eines Mindesthebesatzes oder die Ausweitung der Steuerpflicht auf digitale 
Geschäftsmodelle. Diese Ansätze zielen darauf ab, das bestehende System effizienter und 
gerechter zu gestalten, ohne die grundlegende Struktur der Gewerbesteuer zu verändern. 


6.2. Digitalisierung der Steuererhebung 


Die Digitalisierung bietet neue Möglichkeiten, die Erhebung und Verwaltung der Gewerbesteuer 
zu modernisieren. Ein zukunftsfähiges System muss in der Lage sein, digitale 
Geschäftsmodelle angemessen zu erfassen und gleichzeitig den Verwaltungsaufwand für 
Unternehmen und Kommunen zu reduzieren. 


6.2.1. Einführung digitaler Betriebsstätten 


Ein innovativer Ansatz ist die Einführung digitaler Betriebsstätten. Dieses Konzept würde es 
ermöglichen, die wirtschaftlichen Aktivitäten digitaler Unternehmen einer bestimmten Gemeinde 
zuzuordnen, basierend auf der Nutzung von Infrastruktur, Datenvolumen oder anderen 
messbaren Indikatoren. Dies könnte die Einnahmesituation der Kommunen verbessern und 
gleichzeitig die Wettbewerbsbedingungen für traditionelle und digitale Unternehmen angleichen. 


6.2.2. Automatisierung und Künstliche Intelligenz 


Die Nutzung von Technologien wie künstlicher Intelligenz (Kl) könnte die Steuerverwaltung 
revolutionieren. Automatisierte Systeme könnten beispielsweise Hinzurechnungen und 


Kürzungen in Echtzeit berechnen oder Steuererklärungen auf Plausibilität prüfen. Dies würde 
die Effizienz der Steuererhebung erhöhen und gleichzeitig die Fehlerquote reduzieren. 


6.3. Stärkung der kommunalen Unabhängigkeit 


Eine zentrale Herausforderung bleibt die Sicherstellung der finanziellen Unabhängigkeit der 
Kommunen. Eine mögliche Zukunftsperspektive ist die Einführung weiterer eigenständiger 
Einnahmequellen, die die Abhängigkeit von der Gewerbesteuer reduzieren. 


6.3.1. Einführung zusätzlicher kommunaler Steuern 


Kommunen könnten zusätzliche Steuern einführen, die auf spezifische lokale Gegebenheiten 
zugeschnitten sind, wie zum Beispiel eine Mobilitätssteuer oder eine Umweltabgabe. Diese 
Einnahmen könnten gezielt für lokale Projekte verwendet werden, etwa im Bereich öffentlicher 
Verkehr oder Klimaschutz. 


6.3.2. Ausbau des kommunalen Finanzausgleichs 


Ein stärker ausgebauter kommunaler Finanzausgleich könnte dazu beitragen, die Ungleichheit 
zwischen finanzstarken und finanzschwachen Kommunen zu verringern. Dies würde es 
strukturschwachen Gemeinden ermöglichen, ihre Aufgaben besser zu erfüllen, ohne auf 
drastische Senkungen der Hebesätze angewiesen zu sein. 


6.4. Nachhaltigkeit und Klimaschutz 


Die Gewerbesteuer könnte in Zukunft eine Schlüsselrolle bei der Förderung nachhaltiger 
wirtschaftlicher Aktivitäten spielen. Durch gezielte steuerliche Anreize könnten Kommunen den 
Übergang zu einer nachhaltigeren Wirtschaft unterstützen. 


6.4.1. Förderung nachhaltiger Investitionen 


Kommunen könnten Unternehmen, die in nachhaltige Technologien oder Prozesse investieren, 
durch Steuererleichterungen fördern. Dies könnte beispielsweise durch niedrigere Hebesätze 
oder zusätzliche Kürzungen in der Bemessungsgrundlage umgesetzt werden. 


6.4.2. Belastung umweltschädlicher Aktivitäten 


Auf der anderen Seite könnten umweltschädliche Aktivitäten stärker besteuert werden. Dies 
würde nicht nur die Einnahmen der Kommunen erhöhen, sondern auch Anreize für 
Unternehmen schaffen, ihre Geschäftsmodelle nachhaltiger zu gestalten. 


6.5. Anpassung an globale Entwicklungen 


Die Gewerbesteuer muss auch auf globale Herausforderungen reagieren, insbesondere auf die 
zunehmende Mobilität von Unternehmen und Kapital. Eine stärkere internationale 


Zusammenarbeit könnte dabei helfen, Steuervermeidung zu reduzieren und die Einnahmebasis 
der Kommunen zu sichern. 


6.5.1. Harmonisierung der Besteuerung 


Ein Ansatz ist die Harmonisierung der Gewerbesteuer mit anderen Steuerarten innerhalb der 
Europäischen Union. Dies könnte Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Mitgliedstaaten 
reduzieren und gleichzeitig die Steuerbasis stabilisieren. Ein Beispiel hierfür ist die geplante 
Einführung eines Mindeststeuersatzes für Unternehmen auf EU-Ebene. 


6.5.2. Kooperation in der OECD 


Die OECD spielt eine führende Rolle bei der Entwicklung globaler Steuerregelungen, 
insbesondere im Bereich der Besteuerung digitaler Geschäftsmodelle. Deutschland könnte 
diese Initiativen unterstützen, um sicherzustellen, dass auch multinationale Unternehmen einen 
fairen Beitrag zu den kommunalen Einnahmen leisten. 


6.6. Politische und gesellschaftliche Akzeptanz 


Die Zukunft der Gewerbesteuer hängt auch von ihrer Akzeptanz in der Bevölkerung und bei den 
Unternehmen ab. Ein einfacheres und gerechteres Steuersystem könnte dazu beitragen, die 
Zustimmung zu dieser Steuer zu erhöhen. 


6.6.1. Transparenz und Bürgerbeteiligung 


Kommunen könnten die Verwendung der Gewerbesteuereinnahmen transparenter gestalten, 
beispielsweise durch jährliche Berichte oder öffentliche Diskussionsforen. Dies würde das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Steuer stärken und ihre Akzeptanz erhöhen. 


6.6.2. Förderung der Steuerkultur 


Eine stärkere Sensibilisierung für die Bedeutung der Gewerbesteuer könnte ebenfalls dazu 
beitragen, ihre Akzeptanz zu erhöhen. Kampagnen und Bildungsinitiativen könnten den 
Zusammenhang zwischen der Steuer und den lokalen öffentlichen Leistungen verdeutlichen. 


7. Fazit 


Die Gewerbesteuer ist ein unverzichtbarer Bestandteil des deutschen Steuer- und 
Kommunalsystems. Sie sichert die Finanzierung Öffentlicher Aufgaben und bietet Kommunen 
Gestaltungsspielraum. Dennoch steht sie vor erheblichen Herausforderungen, die sowohl 
technologische als auch politische Veränderungen erfordern. 


Eine grundlegende Reform der Gewerbesteuer könnte dazu beitragen, die Steuer gerechter, 
effizienter und zukunftsfähiger zu gestalten. Die Debatte um die Gewerbesteuer wird auch in 
den kommenden Jahren eine zentrale Rolle in der deutschen Steuerpolitik spielen. 


Literaturverzeichnis 


Bücher 


1: 


2. 


Köllen, J., Reichert, G., Vogl, E., & Wagner, E. (2022). Lehrbuch Körperschaftsteuer und 
Gewerbesteuer. Herne: NWB Verlag. 

Alber, M., & Szczesny, M. (2021). Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer: Kompaktes 
Grundlagenwissen und praktische Arbeitshilfen. Freiburg: Haufe-Lexware. 


3. Zitzelsberger, H. (1990). Grundlagen der Gewerbesteuer: Eine steuergeschichtliche, 
rechtsvergleichende, steuersystematische und verfassungsrechtliche Untersuchung. 
Köln: Otto Schmidt Verlag. 

4. Henckel, N.-F. (2004). Reformoptionen einer kommunalen Wirtschaftsbesteuerung. Trier: 
Universität Trier. 

5. Karthaus, V., & Sternkiker, ©. (2010). Gewerbesteuer Handausgabe 2010. Bonn: 
Stollfuß Medien. 

6. Becker, M. (2022). Gewerbesteuer leicht gemacht: Strategien und Tipps für erfolgreiche 
Unternehmer. Hamburg: Business Insight Verlag. 

Webseiten 


ie 


Gewerbesteuer.net. (2024). Informationen zur Gewerbesteuer in Deutschland. Verfügbar 
unter: https://gewerbesteuer.net (zuletzt abgerufen am 08.12.2024). 


